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1. Instanz

Aktenzeichen S 19 AS 5449/19
Datum 28.10.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 AS 1755/22
Datum 31.05.2023

3. Instanz

Datum 08.09.2023

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Dortmund vom 28.10.2022 geÃ¤ndert und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Â 

Die Beteiligten streiten um die Erstattung von Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) in
HÃ¶he von 1484 â�¬ fÃ¼r den Zeitraum vom 01.09.2018 bis 28.02.2019. Streitig
ist insbesondere, ob ein Aufhebungs- und Erstattungsbescheid im
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Widerspruchsverfahren in einen Erstattungsbescheid nach endgÃ¼ltiger
Festsetzung umgewandelt werden kann.

Â 

Die KlÃ¤gerin ist am 00.00.1997 geboren, war im streitigen Zeitraum alleinstehend
und bezog (jedenfalls) ab Februar 2018 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II von dem Beklagten. Sie steht fortlaufend unter
gerichtlich angeordneter Betreuung. 

Â 

Die KlÃ¤gerin war zunÃ¤chst privat bei der W. kranken und pflegeversichert. Der
Beitrag zur Krankenversicherung belief sich im streitigen Zeitraum auf 228,32 â�¬
monatlich. Der Beitrag zur Pflegeversicherung belief sich im Jahr 2018 auf 17,06
â�¬ monatlich und ab Januar 2019 auf 22,92 â�¬ monatlich. Die Kosten der
Unterkunft und Heizung beliefen sich auf 298 â�¬ monatliche Grundmiete
zuzÃ¼glich jeweils 45 â�¬ Heizkosten- und 45 â�¬ Nebenkostenvorauszahlung
monatlich. Die KlÃ¤gerin erhielt darÃ¼ber hinaus Kindergeld in gesetzlicher HÃ¶he
von monatlich 194 â�¬. Die Familienkasse hat mit Bescheid vom 15.02.2019
Kindergeld i.H.v. 194 â�¬ monatlich laufend ab MÃ¤rz 2019 bewilligt und eine
Nachzahlung fÃ¼r die Monate November 2018 bis Februar 2019 i.H.v. 776 â�¬ in
KÃ¼rze zur Auszahlung angekÃ¼ndigt. 

Â 

Ab dem 22.08.2018 nahm die KlÃ¤gerin eine von der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
gefÃ¶rderte Berufsausbildung als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben auf.
WÃ¤hrend der Dauer der Ausbildung erhielt die KlÃ¤gerin Ausbildungsgeld von der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit i.H.v. 622Â â�¬ monatlich sowie eine Erstattung der
Reisekosten i.H.v. 43,90 â�¬ monatlich (Bescheid der Bundesagentur vom
25.09.2018). 

Â 

Auf den Fortzahlungsantrag der KlÃ¤gerin bewilligte der Beklagte mit Bescheid vom
26.09.2018 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
vorlÃ¤ufig nach Â§ 41a SGB II fÃ¼r den Zeitraum vom 01.09.2018 bis 28.02.2019
i.H.v. 333,28 â�¬ monatlich. Hierbei berÃ¼cksichtigte der Beklagte als monatlichen
Bedarf die Regelleistung mit 416 â�¬, die Unterkunftskosten mit 298 â�¬
Grundmiete, 45 â�¬ Heizkosten- und 45 â�¬ Nebenkostenvorauszahlung.
Bedarfsmindernd berÃ¼cksichtigte der Beklagte das Ausbildungsgeld i.H.v. 622
â�¬, welches er um einen Freibetrag von 100 â�¬ bereinigte sowie das Kindergeld
i.H.v. 194 â�¬ monatlich. Des Weiteren bewilligte der Beklagte ZuschÃ¼sse zur
Kranken- und Pflegeversicherung i.H.v. 245,38 â�¬ monatlich und wies darauf hin,
dass die ZuschÃ¼sse unmittelbar an die Kranken- bzw. Pflegeversicherung gezahlt
wÃ¼rden. Die Bewilligung der Leistungen erfolge vorlÃ¤ufig, weil die Entscheidung
Ã¼ber einen BAfÃ¶G-Antrag der KlÃ¤gerin abzuwarten sei. Der Beklagte habe
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insoweit einen Erstattungsanspruch bei dem Kreis S. angemeldet.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 24.11.2018 bewilligte der Beklagte Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II weiterhin vorlÃ¤ufig fÃ¼r den
Zeitraum von Januar 2019 bis Februar 2019 i.H.v. 341,38 â�¬ und passte hierbei
den Regelbedarf ab Januar 2019 auf den Betrag von 424 â�¬ monatlich bei im
Ã�brigen gleichbleibender Leistungsbewilligung an.

Â 

Mit einem weiteren Ã�nderungsbescheid vom 30.11.2018 bewilligte der Beklagte
weiterhin vorlÃ¤ufig Leistungen fÃ¼r den Zeitraum Januar 2019 bis Februar 2019
i.H.v. 347,24 â�¬ monatlich und berÃ¼cksichtigte hierbei die ErhÃ¶hung des
Beitrages zur Pflegeversicherung auf 22,92 â�¬ monatlich, sodass insgesamt
Leistungen fÃ¼r Kranken- und Pflegeversicherung i.H.v. 251,24 â�¬ monatlich
gezahlt wurden.

Â 

Mit Schreiben vom 01.02.2019 teilte die Betreuerin der KlÃ¤gerin mit, dass die
KlÃ¤gerin seit dem 22.08.2018 aufgrund der Ausbildung bei der AOK
pflichtversichert sei.

Â 

Auf den schriftlichen Hinweis des Beklagten, dass eine Doppelversicherung nicht
mÃ¶glich sei und die gesetzliche Versicherung der privaten Versicherung vorgehe,
reichte die Betreuerin die Mitgliedsbescheinigung der AOK vom 11.04.2019 zu den
Akten, wonach die KlÃ¤gerin dort im Zeitraum vom 22.08.2018 bis 31.03.2019
gesetzlich versichert gewesen sei, es Weiteren ein Schreiben der W. vom
14.02.2019 mit einer BestÃ¤tigung der KÃ¼ndigung der privaten Kranken- und
Pflegeversicherung zum 01.02.2019.

Â 

Die Ausbildung beendete die KlÃ¤gerin durch KÃ¼ndigung vom 28.03.2019 zum
30.04.2019 und gab hierfÃ¼r persÃ¶nliche GrÃ¼nde an. Aus der Akte geht hervor,
dass die KlÃ¤gerin zu diesem Zeitpunkt schwanger war.

Â 

Mit Schreiben vom 13.05.2019 hÃ¶rte der Beklagte die KlÃ¤gerin zu einer
Erstattung Ã¼berzahlter Leistungen an. Die KlÃ¤gerin sei ab dem 22.08.2018 bei
der AOK aufgrund ihres AusbildungsverhÃ¤ltnisses versichert gewesen. Gleichzeitig
habe sie jedoch ZuschÃ¼sse zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung
erhalten. Es sei daher zu prÃ¼fen, ob die ZuschÃ¼sse zu der privaten Versicherung
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zu erstatten seien. Der Betrag belaufe sich im Zeitraum September 2018 bis
Februar 2019 auf 1484 â�¬ bestehend aus den monatlichen
KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen i.H.v. 228,32 â�¬ sowie den BeitrÃ¤gen zur
Pflegeversicherung mit monatlich 17,06 â�¬ im Zeitraum September 2018 bis
Dezember 2018 bzw. 22,92 â�¬ monatlich ab Januar 2019. Rechtsgrundlage fÃ¼r
die Aufhebung der Leistungen sei Â§ 48 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGBÂ X). Die Erstattung der
Leistungen beruhe auf Â§ 50 SGB X. Es sei darÃ¼ber hinaus zu prÃ¼fen, ob eine
Aufrechnung des zu erstattenden Betrages mit den laufenden Leistungen erfolgen
kÃ¶nne. Auch hierzu sollte die KlÃ¤gerin sich Ã¤uÃ�ern.

Â 

Mit Bescheid vom 31.05.2019 setzte der Beklagte die Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum vom 01.09.2018 bis
28.02.2019 endgÃ¼ltig fest. Nachdem die Leistungen zunÃ¤chst mit Bescheiden
vom 26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018 vorlÃ¤ufig bewilligt worden seien,
kÃ¶nne nunmehr eine endgÃ¼ltige Festsetzung erfolgen. FÃ¼r den Zeitraum vom
01.09.2018 bis 31.12.2018 bewilligte der Beklagte monatlich 88 â�¬ bestehend aus
dem Regelbedarf i.H.v. 416 â�¬, den Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung mit 388
â�¬ sowie bedarfsmindernd das Ausbildungsgeld mit 622 â�¬ abzÃ¼glich eines
Freibetrages i.H.v. 100 â�¬ sowie das Kindergeld i.H.v. 194 â�¬ monatlich. Im
Zeitraum von Januar 2019 bis Februar 2019 bewilligte der Beklagte monatlich 96
â�¬ und berÃ¼cksichtigte hierbei, bei im Ã�brigen gleichbleibender Bewilligung,
den erhÃ¶hten Regelbedarf i.H.v. 424 â�¬ monatlich. Einen Zuschuss zur privaten
Kranken und Pflegeversicherung bewilligte der Beklagte nicht mehr. Einen
Widerspruch gegen die endgÃ¼ltige Festsetzung legte die KlÃ¤gerin nicht ein.

Â 

Mit Bescheid vom 25.07.2019 hob der Beklagte sodann die Bewilligungsbescheide
vom 26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018 fÃ¼r die Monate September 2018 bis
Februar 2019 nach Â§ 48 SGB X auf (Ziffer 1. des Bescheides). Die KlÃ¤gerin habe
zu Unrecht ZuschÃ¼sse zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung im Zeitraum
vom 01.09.2018 bis 28.02.2019 i.H.v. 1484 â�¬ insgesamt erhalten. Auf die
AnhÃ¶rung habe die KlÃ¤gerin nicht geantwortet. Es sei durch die am 22.08.2018 in
Kraft getretene gesetzliche Krankenversicherung der KlÃ¤gerin eine wesentliche
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse im Sinne von Â§ 48 Abs. 1 SGB X eingetreten. Die
gesetzliche Versicherung sei vorrangig vor der privaten Versicherung zu
berÃ¼cksichtigen. Die KlÃ¤gerin habe die Leistungen nicht doppelt erhalten
kÃ¶nnen. Unter Ziffer 2. des Bescheides forderte der Beklagte die KlÃ¤gerin zur
Erstattung des Betrages i.H.v. 1484Â â�¬ mit der Formulierung â��Die
Ã¼berzahlten Leistungen sind zu erstatten, da sie aufgehoben worden sind (Â§ 50
SGB X)â�� auf. Mit Ziffer 3. des Bescheides ordnete der Beklagte die Aufrechnung
der Erstattungsforderung mit den laufenden Leistungen ab September 2019 i.H.v.
38,20 â�¬ monatlich (10 % des Regelsatzes der KlÃ¤gerin) an. Bei der
Entscheidung sei Ermessen ausgeÃ¼bt worden. Es seien keine Anhaltspunkte
ersichtlich, die gegen eine Aufrechnung der Leistungen mit dem laufenden
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Regelbedarf sprechen kÃ¶nnten. Der Beklagte habe im Sinne einer wirtschaftlichen
und sparsamen Verwaltung die Interessen der Allgemeinheit zu berÃ¼cksichtigen.
Es sei nicht erkennbar, inwieweit eine Aufrechnung hier eine besondere HÃ¤rte
fÃ¼r die KlÃ¤gerin bedeuten kÃ¶nnte.

Â 

Gegen den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid legte die KlÃ¤gerin mit Schreiben
vom 12.08.2019 Widerspruch ein. Zu Unrecht sei der Beklagte davon ausgegangen,
dass hier ein Fall von Â§ 48 SGB X vorlÃ¤ge. Vielmehr seien die aufgehobenen
Bescheide von Beginn an aufgrund der bestehenden gesetzlichen Versicherung
rechtswidrig gewesen. Dies hÃ¤tte dem Beklagten, der Kenntnis von dem Beginn
der Ausbildung der KlÃ¤gerin gehabt habe, auch auffallen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen.
Die KlÃ¤gerin selbst sei in die Abwicklung der Versicherungsleistungen nicht
involviert gewesen.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019 wies der Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤gerin im Ergebnis zurÃ¼ck. Im Tenor des Widerspruchsbescheides fÃ¼hrte der
Beklagte aus, es werde klargestellt, dass die Bescheide vom 26.09.2018,
04.11.2018 und 30.11.2018 mit dem angefochtenen Bescheid vom 25.07.2019
nicht aufgehoben worden seien, da sie aufgrund der endgÃ¼ltigen Festsetzung vom
31.05.2019 zu diesem Zeitpunkt bereits nicht mehr existiert hÃ¤tten. Die
endgÃ¼ltige Festsetzung habe die vorlÃ¤ufigen Bewilligungen ersetzt. Der
Widerspruch sei jedoch hinsichtlich der Erstattung unbegrÃ¼ndet. Rechtsgrundlage
der Erstattung sei Â§ 41a Abs. 6 SGB II nicht Â§ 50 SGB X. Die Rechtsgrundlage
werde insoweit getauscht. Die Versicherungsleistungen i.H.v. 245,38 â�¬ monatlich
in den Monaten September bis Dezember 2018 bzw. i.H.v. 251,24 â�¬ monatlich in
den Monaten Januar und Februar 2019 hÃ¤tten der KlÃ¤gerin aufgrund der parallel
bestehenden gesetzlichen Versicherung nicht zugestanden. Die Leistungen seien
insoweit i.H.v. 1484 â�¬ nach der endgÃ¼ltigen Festsetzung zu erstatten.

Â 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 11.11.2019 Klage bei dem Sozialgericht Dortmund
(SG) erhoben und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf die BegrÃ¼ndung im
Widerspruchsverfahren Bezug genommen. Eine Umwandlung des Bescheides von 
Â§Â§ 45 ff. SGB X in Â§ 41a SGB II stelle eine eklatante WesensverÃ¤nderung dar
und sei daher unzulÃ¤ssig. DarÃ¼ber hinaus sei eine AnhÃ¶rung nicht erfolgt. 

Â 

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  

den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 25.07.2019 in Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 10.10.2019 aufzuheben.

Â 

Der Beklagte hat beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen.

Â 

Er hat Bezug auf die BegrÃ¼ndung im Verwaltungsverfahren genommen. Eine
WesensÃ¤nderung des Bescheides lÃ¤ge hinsichtlich der ErstattungsverfÃ¼gung
nicht vor. Auch eine AnhÃ¶rung sei durchgefÃ¼hrt worden. Jedenfalls kÃ¶nne eine
solche jedoch im Klageverfahren nachgeholt werden, weswegen die KlÃ¤gerin
(erneut) gebeten werde, sich zu dem Sachverhalt zu Ã¤uÃ�ern. 

Â 

Das SG hat am 17.08.2021 einen ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt. Die
Beteiligten haben sich zu Protokoll im ErÃ¶rterungstermin mit einer Entscheidung
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Â 

Mit Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 28.10.2022, dem Beklagten
zugestellt am 07.12.2022, hat das SG der Klage stattgegeben und den Bescheid
vom 25.07.2019 in Gestalt des Widerspruchbescheides vom 10.10.2019
aufgehoben. Die Aufhebung und Erstattung von Leistungen nach dem SGB II richte
sich nach Â§ 40 SGB II in Verbindung mit Â§Â§ 48, 50 SGB X. Die Voraussetzungen
fÃ¼r die Aufhebung und Erstattung der Leistungen fÃ¼r die Monate September
2018 bis Februar 2019 lÃ¤gen nicht vor. Mit dem streitgegenstÃ¤ndlichem
Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 25.07.2019 habe der Beklagte die
Bewilligungsbescheide vom 26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018 fÃ¼r die
Monate September 2018 bis Februar 2019 nach Â§ 48 SGB X aufgehoben und von
der KlÃ¤gerin einen Erstattungsbetrag in HÃ¶he von insgesamt 1484 Euro nach Â§
50 SGB X zurÃ¼ckverlangt. Die vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheide vom
26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018 seien zum Zeitpunkt des Erlasses des
Aufhebungs- und Erstattungsbescheides â�� wie vom Beklagten selbst festgestellt
â�� nicht mehr existent gewesen, da sie durch die endgÃ¼ltige Bewilligung vom
31.05.2019 ersetzt worden seien. Der vom Beklagten im Widerspruchsbescheid
vom 10.10.2019 vorgenommene Austausch der ErmÃ¤chtigungsgrundlage sei im
vorliegenden Fall nicht zulÃ¤ssig. Ein solcher Austausch sei nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung nur zulÃ¤ssig, soweit der Verwaltungsakt dadurch nicht in seinem
Regelungsumfang oder seinem Wesensgehalt verÃ¤ndert oder die
Rechtsverteidigung des Betroffenen in nicht zulÃ¤ssiger Weise beeintrÃ¤chtigt oder
erschwert werde. Diese Voraussetzungen lÃ¤gen nicht vor. Der Bescheid vom
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25.07.2019 werde durch den Austausch der ErmÃ¤chtigungsgrundlage von Â§Â§ 48,
50 SGB X in Â§ 41a Abs. 6 SGB II in seinem Wesensgehalt verÃ¤ndert. Die KlÃ¤gerin
sei mithin in ihrer Rechtsverteidigung beeintrÃ¤chtigt. GemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 6 SGB
II seien die aufgrund der vorlÃ¤ufigen Entscheidung erbrachten Leistungen auf die
abschlieÃ�end festgestellten Leistungen anzurechnen. Die
ErmÃ¤chtigungsgrundlagen der Â§Â§ 48, 50 SGB X und des Â§ 41a Abs. 6 SGB II
hÃ¤tten bereits nach ihrem Wortlaut unterschiedliche Tatbestandsvoraussetzungen.
WÃ¤hrend es sich bei Â§ 48 SGB X um eine teilweise verschuldensabhÃ¤ngige
Vorschrift mit Vertrauensschutzgesichtspunkten handele, habe die KlÃ¤gerin bei Â§
41a Abs. 6 SGB II hingegen keinen Vertrauensschutz. Zudem handele es sich bei Â§
41a Abs. 6 SGB II um eine rein verschuldensunabhÃ¤ngige Vorschrift. Die Vorschrift
des Â§ 41a Abs. 6 SGB II sei fÃ¼r die KlÃ¤gerin damit von Nachteil. Ferner spreche
fÃ¼r eine WesensverÃ¤nderung, dass unterschiedliche Fristen gelten wÃ¼rden. Bei
Â§ 48 SGB X sei hierfÃ¼r Â§Â§ 48 Abs. 4, 45 Abs. 4 SGB X, d.h. ein Jahr nach
Kenntnis der BehÃ¶rde, maÃ�geblich. Bei Â§ 41a SGB II sei hingegen Â§ 41a Abs. 5
SGB II, d.h. ein Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes, maÃ�geblich. Im
Ã�brigen spreche auch die Systematik des Gesetzes fÃ¼r eine
WesensverÃ¤nderung, da die beiden ErmÃ¤chtigungsgrundlagen in jeweils anderen
BÃ¼chern des Sozialgesetzbuches verortet seien. 

Â 

Mit der am 13.12.2022 eingelegten Berufung begehrt der Beklagte die Ã�nderung
des Urteils vom 28.10.2022 sowie die Abweisung der Klage. Er hÃ¤lt das Urteil fÃ¼r
unzutreffend. Â§ 48 SGB X sei auf den vorliegenden Sachverhalt nicht anwendbar.
Der Tausch der Rechtsgrundlage betreffe ausschlieÃ�lich die
ErstattungsverfÃ¼gung und somit Â§ 50 SGB X und Â§Â 41a Abs. 6 SGB II. Bei
beiden Normen wÃ¼rde es sich um gebundene Entscheidungen handeln. Ein
Austausch der Rechtsgrundlage sei damit mÃ¶glich.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 28.10.2022 zu Ã¤ndern und die Klage
abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

Â 

die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Â 
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Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend. Der Bescheid vom 25.07.2019
sei schon deshalb aufzuheben, weil dieser nicht Ã¼ber die abschlieÃ�ende
Bewilligung vom 31.05.2019 entschieden habe. Die endgÃ¼ltige Bewilligung habe
jedoch die vorherigen Bescheide ersetzt. Der Beklagte habe schlichtweg die falsche
Entscheidung getroffen. Eine â��klarstellende ErklÃ¤rungâ�� kÃ¶nne eine falsche
Entscheidung nicht korrigieren. In dem Bescheid werde lediglich unter Ziffer 2. auf 
Â§ 50 Abs. 1 SGB X Bezug genommen. Dieser setze jedoch die vorherige Aufhebung
eines Bescheides voraus. Ein Austausch der Rechtsgrundlagen sei nur mÃ¶glich,
wenn eine WesensÃ¤nderung des Bescheides damit nicht einhergehe und keine
Rechtsvereitelung fÃ¼r den Betroffenen erfolge. Eine solche WesensÃ¤nderung
lÃ¤ge hier jedoch vor. Â§ 41a Abs. 6 SGB II sei gerade nicht auf die Aufhebung eines
Verwaltungsaktes gerichtet. Vielmehr setze dieser voraus, dass vorher oder
zeitgleich ein weiterer Bescheid erlassen worden sei â�� nÃ¤mlich die
abschlieÃ�ende Festsetzung. Die Voraussetzungen der Erstattungsverpflichtung in 
Â§ 41a Abs. 6 SGB II und Â§ 50 SGB X seien vÃ¶llig verschieden. Ã�ber Â§ 50 SGB X
i.V.m. den Â§Â§ 48, 45 SGB X seien zusÃ¤tzliche Vertrauensschutzgesichtspunkte zu
berÃ¼cksichtigen. Bei Â§ 41a Abs. 6 SGB II hingegen spiele Vertrauensschutz keine
Rolle. Die Entscheidung des Beklagten sei auÃ�erdem bereits deshalb falsch, weil 
Â§ 48 SGBÂ X hier gar nicht die einschlÃ¤gige Rechtsgrundlage gewesen sei.
Vielmehr habe ein Fall von Â§ 45 SGB X vorgelegen. Mit einem Austausch der
Rechtsgrundlagen sei eine gravierende EinschrÃ¤nkung der
VerteidigungsmÃ¶glichkeiten der KlÃ¤gerin erfolgt. Auch ein Berufen auf
ErmessenserwÃ¤gungen komme hier nicht mehr in Betracht.

Â 

Wegen des Sach- und Streitstandes im Ã�brigen wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte nebst beigezogenem Verwaltungsvorgang des Beklagten Bezug
genommen.

Â 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Der Senat konnte entscheiden, obwohl die derzeitige Betreuerin der KlÃ¤gerin zum
Verhandlungstermin am 31.05.2023 nicht geladen worden ist. Die KlÃ¤gerin war in
dem Termin durch ihren bestellten und im Wege der Prozesskostenhilfe
beigeordneten Rechtsanwalt ordnungsgemÃ¤Ã� vertreten. Die Beteiligten kÃ¶nnen
sich gemÃ¤Ã� Â§ 73 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch einen Rechtsanwalt
oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule
eines Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die
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BefÃ¤higung zum Richteramt besitzt, als BevollmÃ¤chtigten vertreten lassen.
GemÃ¤Ã� Â§ 73 Abs. 4 SGG ist die Vollmacht schriftlich zu den Gerichtsakten
einzureichen. Ist ein BevollmÃ¤chtigter bestellt, sind die Zustellungen oder
Mitteilungen des Gerichts an ihn zu richten. Der Vertretene muss sÃ¤mtliche
Prozesshandlungen, die der BevollmÃ¤chtigte in seinem Namen vorgenommen hat,
gegen sich gelten lassen. Die Prozessvollmacht erlischt mit der endgÃ¼ltigen
Prozessbeendigung, durch Widerruf des Vollmachtgebers, durch Beendigung des
der Vollmacht zugrundeliegenden KausalverhÃ¤ltnisses, zum Beispiel durch
KÃ¼ndigung, durch den Tod des ProzessbevollmÃ¤chtigten, durch Verlust der
VertretungsfÃ¤higkeit des ProzessbevollmÃ¤chtigten oder durch Insolvenz und
Verlust der ParteifÃ¤higkeit des Vollmachtgebers (Pitz in Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGG, 2. Auflage 2022, Â§Â 73 SGG (Stand: 15.06.2022), Rn. 40).

Â 

Nach MaÃ�gabe dieser Voraussetzungen war die KlÃ¤gerin auch im
Berufungsverfahren ordnungsgemÃ¤Ã� vertreten. Der BevollmÃ¤chtigte der
KlÃ¤gerin hat bei Klageeinreichung eine Prozessvollmacht â�� gÃ¼ltig fÃ¼r alle
Instanzen â�� zu den Gerichtsakten gereicht und sich als Vertreter der KlÃ¤gerin
bestellt. Die von der damaligen Betreuerin der KlÃ¤gerin unterschriebene Vollmacht
ist auch nach dem Betreuerwechsel nicht widerrufen worden und daher weiterhin
gÃ¼ltig.

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet. 

Â 

Zu Unrecht hat das SG der Klage stattgegeben. Die KlÃ¤gerin ist durch den
angefochtenen Bescheid vom 25.07.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.10.2019 nicht in ihren Rechten verletzt, Â§ 54 Abs.
2 S. 1 SGG. Die KlÃ¤gerin hatte im streitigen Zeitraum von September 2018 bis
Februar 2019 keinen Anspruch auf ZuschÃ¼sse zu der privaten Kranken- und
Pflegeversicherung i.H.v. 1484 â�¬ und ist verpflichtet, die ihr gewÃ¤hrten
Leistungen zu erstatten.

Â 

A.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid vom 25.07.2019 in der
Gestalt des Widerspruchbescheides vom 10.10.2019, mit dem der Beklagte die
Bewilligung der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.09.2018 bis zum 28.02.2019 i.H.v. 1484 â�¬
aufgehoben (Ziffer 1) und die Erstattung der Ã¼berzahlten Leistungen verlangt
(Ziffer 2) sowie die Aufrechnung mit den laufenden Leistungen nach dem SGB II
i.H.v. 10 % des Regelbedarfs (38,20 â�¬) ab dem 01.09.2019 erklÃ¤rt hat (Ziffer
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3). 

Â 

B.

Die Berufung ist statthaft und begrÃ¼ndet.

Â 

I. Die Klage ist zwar zulÃ¤ssig.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat den Bescheid vom 25.07.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.10.2019 zutreffend mit der Anfechtungsklage
angefochten (Â§ 54 Abs. 1 S. 1 SGG).

Â 

Die Klagefrist nach Â§ 87 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 SGG ist gewahrt. Die Klage ist danach
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zu erheben. Hat ein
Vorverfahren stattgefunden, so beginnt die Frist mit der Bekanntgabe des
Widerspruchsbescheides, Â§Â 87 Abs. 2 SGG. Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der
im Inland durch die Post Ã¼bermittelt wird, gilt gem. Â§ 37 Abs. 2 S. 1 SGB X am
dritten Tag nach der Absendung als bekannt gegeben. Gegen den
Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019 hat die KlÃ¤gerin am 11.11.2019 und damit
innerhalb der Monatsfrist Klage erhoben. 

Â 

II. Die Klage ist aber unbegrÃ¼ndet.

Â 

1.

Die Bescheide sind formell rechtmÃ¤Ã�ig. 

Â 

a.

Der Beklagte hat die KlÃ¤gerin vor der Aufhebung und Erstattung mit Schreiben
vom 13.05.2019 zu der beabsichtigten Aufhebung der Leistungen und insbesondere
zu der beabsichtigten Erstattungsforderung angehÃ¶rt (Â§ 24 SGB X). Mit der
AnhÃ¶rung ist dem Beteiligten Gelegenheit zur Ã�uÃ�erung zu den fÃ¼r den
beabsichtigten Verwaltungsakt entscheidungserheblichen Tatsachen zu gewÃ¤hren
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(Franz in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Auflage 2017, Â§Â 24 SGB X (Stand:
01.12.2017), Rn. 24). Hierbei ist es unerheblich, dass der Beklagte in dem
AnhÃ¶rungsschreiben als Rechtsgrundlage fÃ¼r die Erstattungsforderung Â§ 50
SGB X statt des tatsÃ¤chlich einschlÃ¤gigen Â§ 41a Abs. 6 SGB II benannt hat.
MaÃ�geblich ist, dass der Beklagte den zu Grunde liegenden Sachverhalt dargestellt
(hier: Ã�berzahlung der Leistungen aufgrund doppelter Kranken- und
Pflegeversicherung) und der KlÃ¤gerin Gelegenheit gegeben hat, sich zu den
Tatsachen der Aufhebung â�� also dem Vorwurf der rechtswidrig gewÃ¤hrten
ZuschÃ¼sse â�� zu Ã¤uÃ�ern. Abzustellen ist hierbei auf die materielle
Rechtsansicht der handelnden BehÃ¶rde (BSG Urteil vom 29.11.2012, B 14 AS 6/12
R, Rn. 21, juris).

Â 

b.

Der Bescheid ist hinreichend bestimmt im Sinne von Â§ 33 SGB X. Hinreichend
bestimmt ist ein Bescheid dann, wenn der Betroffene aus dem VerfÃ¼gungssatz,
gegebenenfalls unter Zuhilfenahme der BegrÃ¼ndung, klar und unzweifelhaft
entnehmen kann, was die BehÃ¶rde von ihm verlangt (vgl. BSG Urteil vom
25.10.2017, B 14 AS 9/17 R, Rn. 17, juris). Dies ist hier der Fall. 

Â 

2.

Der Bescheid vom 25.07.2019 ist in der Gestalt, die er durch den
Widerspruchbescheid vom 10.10.2019 gefunden hat, auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig. 

Â 

Entgegen der offenbar von der KlÃ¤gerin vertretenen Auffassung handelt es sich bei
dem Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 25.07.2019 nicht um einen
einheitlichen, nur eine VerfÃ¼gung enthaltenden Verwaltungsakt (BSG Urteil vom
29.11.2012, B 14 AS 196/11 R, zur Frage der Rechtswidrigkeit der Erstattung, wenn
ein Ã�nderungsbescheid nicht von der Aufhebungsentscheidung nach Â§Â§ 45, 48
SGB X erfasst ist). Vielmehr ist der Verwaltungsakt in drei eigenstÃ¤ndige und
voneinander getrennte VerfÃ¼gungssÃ¤tze aufzugliedern, die ihrerseits auch in
getrennten voneinander unabhÃ¤ngigen Verwaltungsakten hÃ¤tten ergehen
kÃ¶nnen. Dies sind die Aufhebungsentscheidung (Ziffer 1 des Bescheides vom
25.07.2019), das Erstattungsverlangen (Ziffer 2 des Bescheides vom 25.07.2019)
und die AufrechnungsverfÃ¼gung (Ziffer 3 des Bescheides vom 25.07.2019).

Â 

Jeder dieser VerfÃ¼gungssÃ¤tze erfÃ¼llt unabhÃ¤ngig voneinander die
Voraussetzungen eines Verwaltungsaktes nach Â§ 31 S. 1 SGB X und ist damit auch
unabhÃ¤ngig voneinander auf seine RechtmÃ¤Ã�igkeit zu prÃ¼fen. Verwaltungsakt
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ist hierbei jede VerfÃ¼gung, Entscheidung oder andere hoheitliche MaÃ�nahme, die
eine BehÃ¶rde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des Ã¶ffentlichen
Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach auÃ�en gerichtet ist. 

Â 

a.

Ziffer 1 des Bescheides vom 25.07.2019 regelt die Aufhebung der vorlÃ¤ufigen
Bewilligungen vom 26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018. Als Rechtsgrundlage
hat der Beklagte Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGBÂ II i.V.m. Â§ 330 Abs. 2 Sozialgesetzbuch
Drittes Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) in Verbindung mit Â§ 48 SGB X
benannt.

Â 

Zutreffend ist der Beklagte in dem Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019 davon
ausgegangen, dass die Aufhebung der vorlÃ¤ufigen Bewilligungen ins Leere geht,
da diese nach der endgÃ¼ltigen Festsetzung der Leistungen mit Bescheid vom
31.05.2019 nicht mehr existent sind, und hat die AufhebungsverfÃ¼gung in dem
Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019 sinngemÃ¤Ã� â��klarstellendâ��
aufgehoben. Die gemÃ¤Ã� Â§ 41a SGB II vorlÃ¤ufig ergangenen
Bewilligungsbescheide vom 26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018 werden durch
die endgÃ¼ltige Leistungsfestsetzung nach Â§ 41 Abs. 3 SGB II ersetzt und sind
damit anderweitig erledigt im Sinne von Â§ 39 Abs. 2 SGB X (BSG Urteil vom
05.07.2017, B 14 AS 36/16 R, Rn. 15, juris).

Â 

Dies hat der Beklagte in dem Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019 klarstellend
festgestellt. Diese Feststellung kann bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung nicht anders
verstanden werden, als dass die Aufhebungsentscheidung in Ziffer 1 des
angefochtenen Bescheides vom 25.07.2019 mit dem Widerspruchsbescheid
aufgehoben und gegenstandslos geworden ist, sodass die KlÃ¤gerin durch Ziffer 1
des Bescheides vom 25.07.2019 nach dem Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019
auch nicht mehr in formeller Hinsicht beschwert ist. 

Â 

b.

Ziffer 2 des Bescheides vom 25.07.2019 in der Gestalt des Widerspruchbescheides
vom 10.10.2019 regelt die Erstattung der Ã¼berzahlten Leistungen i.H.v. 1484 â�¬
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin.

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Erstattungsforderung ist Â§ 41a Abs. 6 SGB II in der hier
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anzuwendenden Fassung vom 26.07.2016. Hiernach sind die aufgrund der
vorlÃ¤ufigen Entscheidung erbrachten Leistungen auf die abschlieÃ�end
festgestellten Leistungen anzurechnen (Satz 1). Soweit im Bewilligungszeitraum in
einzelnen Kalendermonaten vorlÃ¤ufig zu hohe Leistungen erbracht wurden, sind
die sich daraus ergebenden Ã�berzahlungen auf die abschlieÃ�end bewilligten
Leistungen anzurechnen, die fÃ¼r andere Kalendermonate dieses
Bewilligungszeitraums nachzuzahlen wÃ¤ren (Satz 2). Ã�berzahlungen, die nach der
Anrechnung fortbestehen, sind zu erstatten (Satz 3).

Â 

Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin mit den
Bescheiden vom 26.09.2018, 24.11.2018 und 30.11.2018 Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes nach dem SGB II vorlÃ¤ufig fÃ¼r den Zeitraum vom
01.09.2018 bis 28.02.2019 bewilligt. Diese Leistungen hat der Beklagte mit
Bescheid vom 31.05.2019 nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes abschlieÃ�end
festgesetzt und hierbei aufgrund des Wegfalls des Zuschusses zur privaten
Kranken- und Pflegeversicherung um insgesamt 1484 â�¬ geringere Leistungen
zuerkannt. Die endgÃ¼ltige Festsetzung der Leistungen mit Bescheid vom
31.05.2019 ist bestandskrÃ¤ftig und entfaltet insoweit Tatbestandswirkung fÃ¼r die
HÃ¶he der Erstattungsforderung (LSG NRW Beschluss vom 30.01.2019, L 19 AS
1810/18 B, Rn. 36, juris). Die RechtmÃ¤Ã�igkeit der abschlieÃ�enden Festsetzung,
gegen die kein Widerspruch eingelegt worden ist, wird insoweit im Rahmen der
Erstattungsforderung nicht geprÃ¼ft.

Â 

c.

Die von dem Beklagten mit Bescheid vom 25.07.2019 in Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 10.10.2019 geltend gemachte Erstattungsforderung ist
auch nicht deshalb rechtswidrig, weil der Beklagte diese Erstattungsforderung
insoweit zunÃ¤chst unzutreffend auf Â§Â 50 Abs. 1 SGB X gestÃ¼tzt hat und diese
Rechtsgrundlage in dem Widerspruchsbescheid vom 10.10.2019 (nunmehr
zutreffend) durch Â§ 41a Abs. 6 SGB II ersetzt hat.

Â 

StÃ¼tzt die BehÃ¶rde ihre Entscheidung auf eine falsche Rechtsgrundlage, sind
aber fÃ¼r den Erlass des Verwaltungsaktes â�� wie hier â�� die Voraussetzungen
der zutreffenden Rechtsgrundlage erfÃ¼llt, handelt es sich bei gebundenen
Verwaltungsakten lediglich um eine unzutreffende BegrÃ¼ndung des
Verwaltungsaktes (BSG Urteil vom 24.06.2020, BÂ 4Â ASÂ 10/20Â R, Rn. 25, juris;
BSG Urteil vom 29.06.2000, B 11 AL 85/99 R, Rn. 23, juris mwN). Ein
BegrÃ¼ndungsmangel wirkt sich hiernach auf die RechtmÃ¤Ã�igkeit der
angefochtenen Entscheidung nicht aus. Dies gilt erst Recht, wenn die BehÃ¶rde
bereits im Widerspruchsverfahren die BegrÃ¼ndung korrigiert hat (BSG Urteil vom
24.06.2020, BÂ 4Â ASÂ 10/20 R, Rn. 25, juris). Hiervon zu unterscheiden ist eine
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Umdeutung im Sinne von Â§ 43 SGB X. Diese ist nur mÃ¶glich, wenn der
Verwaltungsakt, in den umgedeutet werden soll, auf das gleiche Ziel gerichtet ist,
von der erlassenden BehÃ¶rde in der geschehenen Verfahrensweise und Form
rechtmÃ¤Ã�ig hÃ¤tte erlassen werden kÃ¶nnen und wenn die Voraussetzungen
fÃ¼r dessen Erlass erfÃ¼llt sind. Einer solchen Umdeutung bedarf es jedoch nur
dann, wenn mit dem zu Ã¤ndernden Verwaltungsakt auch der VerfÃ¼gungssatz der
Entscheidung geÃ¤ndert wird.

Â 

So verhÃ¤lt es sich jedoch hier nicht. Der in Ziffer 2 des Verwaltungsaktes vom
25.07.2019 geregelte und fÃ¼r die KlÃ¤gerin maÃ�gebliche VerfÃ¼gungssatz
lautet: 

Â 

â��Die Ã¼berzahlten Leistungen sind zu erstattenâ��.

Â 

FÃ¼r die regelnde Wirkung dieses VerfÃ¼gungssatzes ist es unerheblich, ob die
Erstattung auf Â§ 50 Abs. 1 SGB X oder Â§ 41a Abs. 6 SGB II gestÃ¼tzt wird.

Â 

Die fÃ¼r das Erstattungsverlangen gegebene BegrÃ¼ndung:

Â 

â��da sie aufgehoben worden sind (Â§ 50 SGB X)â��

Â 

ist bereits sprachlich ein BegrÃ¼ndungselement und betrifft nicht die regelnde
Wirkung des VerfÃ¼gungssatzes (BSG Urteil vom 29.06.2000, B 11 AL 85/99 R, Rn.
20/21 juris). Weil die Â§Â§ 50 SGB X und 41a Abs. 6 SGB II auf dasselbe Ziel,
nÃ¤mlich die Erstattung Ã¼berzahlter Leistungen gerichtet sind, ist das
â��Auswechselnâ�� dieser Rechtsgrundlagen grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssig (vgl. BSG
Urteil vom 24.06.2020, B 4 AS 10/20 R, Rn. 25, juris m.w.N. zu der Auswechslung
von Â§ 45 und Â§ 48 SGB X; LSG Hamburg Urteil vom 26.01.2023, L 4 AS 209/22 D,
Rn. 25, juris).

Â 

d.

Auch Ziffer 3 des Bescheides vom 25.07.2019 in Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 10.10.2019 begegnet keinen Bedenken.
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Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufrechnung ist Â§ 43 SGBÂ II. Hiernach kÃ¶nnen die
Jobcenter gegen AnsprÃ¼che von leistungsberechtigten Personen auf
Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter anderem aufrechnen mit
ErstattungsansprÃ¼chen nach Â§Â 50 SGB X und solchen nach Â§Â 41a Abs.Â 6
S.Â 3 SGB II (Â§ 43 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 SGB II). Die HÃ¶he der Aufrechnung
betrÃ¤gt bei ErstattungsansprÃ¼chen, die auf Â§Â 41a SGB II oder auf Â§Â 48
Abs.Â 1 S.Â 2 Nr.Â 3 SGB X in Verbindung mit Â§Â 50 SGB X beruhen, 10 % des
fÃ¼r die leistungsberechtigte Person maÃ�gebenden Regelbedarfs, in den
Ã¼brigen FÃ¤llen 30 % (Â§Â 43 Abs. 2 S. 1 SGB II). 

Â 

Diese Voraussetzungen liegen vor. Die KlÃ¤gerin ist zur Erstattung der Leistungen
nach Â§Â 41a Abs. 6 SGB II i.H.v. 1484 â�¬ verpflichtet. Der Beklagte hat eine
Aufrechnung i.H.v. 10Â % des (damals) fÃ¼r die KlÃ¤gerin geltenden Regelbedarfes
ausgesprochen und hierbei auch Ermessen ausgeÃ¼bt. Dies ergibt sich aus dem
Wortlaut des Bescheides vom 25.07.2019, in dem der Beklagte die GrÃ¼nde, die
fÃ¼r eine Aufrechnung und diejenigen die gegen eine Aufrechnung sprechen
kÃ¶nnten, abgewogen hat und zu dem Ergebnis gekommen ist, dass eine
Aufrechnung i.H.v. 10 % des Regelbedarfes der KlÃ¤gerin zuzumuten ist.
Ermessensfehler sind insoweit nicht erkennbar.

Â 

C.

Die Kostenerstattung folgt aus Â§ 193 SGG.

Â 

D.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 SGG bestehen nicht. Die
Frage, unter welchen Bedingungen ein Auswechseln der Rechtsgrundlage mÃ¶glich
ist, orientiert sich an der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), ist
hÃ¶chstrichterlich bereits entschieden und der Senat weicht von den dort
aufgestellten GrundsÃ¤tzen nicht ab.

Â 

Erstellt am: 09.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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